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Die Einsetzung von Treuhändern für private ge­
werbliche Unternehmen hat Fragen ausgelöst, die 
durch positive Vorschriften allein keine Beantwortung 
erfahren können; für ihre Lösung muß man auf das 
Wesen der Treuhandverwaltung eingehen.

Schon vor Errichtung der antifaschistisch-demo­
kratischen Ordnung gab es gesetzliche Bestimmungen, 
die die Einsetzung eines Treuhänders vorsahen, und 
es hat nicht an Versuchen gefehlt, solche Bestimmun­
gen zur Lösung der jetzt auftauchenden Fragen her­
anzuziehen. Eine solche formale Methode kann jedoch 
den Grundsätzen unserer Wirtschaftsordnung niemals 
gerecht werden.

Wenn heute in bestimmten Fällen Treuhänder für 
gewerbliche Unternehmen bestellt werden, so geschieht 
das, weil die volkswirtschaftliche Notwendigkeit be­
steht, die Produktionsstätte zu erhalten und die Pro­
duktion fortzuführen. Der private Sektor unserer 
Wirtschaft hat als ein Teil unserer Volkswirtschaft 
die ihm zukommenden Aufgaben im Rahmen des 
Fünf jahrplanes zu erfüllen. Walter Ulbricht führte auf 
dem III. Parteitag der SED in seinem großen Bericht 
über den Fünfjahrplan und die Perspektiven der 
Volkswirtschaft aus:

„In der Zeit des Fünfjahrplanes wird die Pro­
duktion in den privaten Betrieben auf 156,5% 
steigen. Diese Ziffer zeigt, daß wir daran inter­
essiert sind, daß alle Produktionsmöglichkeiten 
der Privatindustrie voll ausgenutzt werden.“

Die Bedeutung der privaten Betriebe im Rahmen 
der gesamten Wirtschaft ergibt sich aus einer anderen 
Stelle seiner Ausführungen: In dem gesamten Pro­
duktionswert der Industrie im ersten Halbjahr 1950 
entfielen 32% auf die privatkapitalistischen Betriebe, 
die in der Holzindustrie 65%, in der Textilindustrie 
38%, in der Leichtindustrie 62%, in der Farbstoff- und 
Papierindustrie 48% und in der Lebensmittelindustrie 
56% aller Betriebe ausmachen.

Die privaten Betriebe stehen mittels des Vertrags­
systems mit der volkseigenen Wirtschaft im Wirt­
schaftsaustausch. Die Erhaltung und Steigerung ihrer 
Produktionskapazität ist ein Faktor der Planung. Des­
halb ist das Schicksal einer privaten Produktionsstätte 
von unmittelbarer volkswirtschaftlicher Bedeutung. 
Ist der Inhaber eines privaten Unternehmens aus tat­
sächlichen oder rechtlichen Gründen an der Leitung 
des Betriebes gehindert, so müssen die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden, um die Produktions­
stätte und damit die Produktion sicherzustellen. Die 
wichtigste Maßnahme dieser Art ist die Bestellung 
eines Treuhänders.

I
1. Vorschriften allgemeiner Art über die Anordnung 

der Verwaltung eines Betriebes durch einen Treu­
händer finden sich in der Wirtschaftsstrafverordnung 
vom 23. September 1948. Besondere Vorschriften für 
landwirtschaftliche Betriebe ergingen durch die Aus­
führungsbestimmungen zu der Anordnung zur Durch­
führung des Gesetzes Nr. 45 des Kontrollrats vom 
10. März 1949 — ZVOB1. S. 193 ff. — (im folgenden 
AusfBest genannt). Aber auch in anderen Fällen können 
Treuhänder bestellt werden. Man denke an die Fälle, 
in denen gemäß § 14 Abs. 1 Ziff. 1 WStVO dem Täter 
die leitende Tätigkeit in einem Betriebe oder jede 
Tätigkeit auf dem Gebiete, auf dem die Zuwider­
handlung gegen die Wirtschaftsstrafverordnung be­
gangen wurde, untersagt worden ist, ohne daß da­
neben die Verwaltung des Betriebes durch einen 
Treuhänder angeordnet wurde oder daß dem Inhaber 
eines Betriebes gemäß § 35 GewO in Verbindung mit 
§ 20 VO über Handelsbeschränkung vom 13. Juli 1923 
(RGBl. I S. 706) die weitere Ausübung des Gewerbes 
untersagt wurde. In solchen und ähnlichen Fällen 
bleibt dem Inhaber zwar die Möglichkeit, den Betrieb 
zu veräußern oder zu verpachten; er ist jedoch aus

rechtlichen Gründen an dessen weiterer Leitung ver­
hindert. Damit entsteht aber die Notwendigkeit, die 
Weiterführung des Betriebes sicherzustellen. Das kann 
durch die Einsetzung eines Treuhänders geschehen.

2. Die Einsetzung eines Treuhänders ist ein allge­
meiner Verwaltungsakt, der keiner besonderen gesetz­
lichen Grundlage bedarf. Wann sie zulässig und wann 
sie notwendig ist, richtet sich nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Verwaltungsrechts. Aus ihnen ergibt 
sich auch, daß für die Einsetzung eines Treuhänders 
— soweit es keine besonderen Vorschriften hierfür 
gibt — diejenigen und nur diejenigen Stellen der Ver­
waltung zuständig sind, denen die Aufgaben der Wirt­
schaftsverwaltung zufallen, also die Oberbürgermeister 
und Landräte und alle ihnen übergeordneten Organe 
der staatlichen Verwaltung. Hingegen sind Organisatio­
nen außerhalb der staatlichen Verwaltung, wie z. B. 
der FDGB oder die VdgB, zur Bestellung eines Treu­
händers nicht befugt.

Die Abberufung des Treuhänders erfolgt von der­
jenigen Stelle, die ihn eingesetzt hat, oder von der 
ihr dienstlich übergeordneten Stelle. Auch für die 
regelmäßige Beaufsichtigung und Kontrolle der Tätig­
keit des Treuhänders ist grundsätzlich diejenige Stelle 
zuständig, die ihn eingesetzt hat.

Dem Treuhänder ist bei der Einsetzung eine Be­
stallung auszuhändigen. Die Wirksamkeit seiner Ein­
setzung ist allerdings hiervon nicht abhängig. Mangels 
eines anderen ausreichenden Nachweises werden je­
doch Dritte, soweit es sich um Rechtsgeschäfte des 
Treuhänders handelt, die Einsetzung eines Treu­
händers nur bei Vorlage einer Bestallung gegen sich 
gelten lassen müssen.

3. Zum Treuhänder können sowohl natürliche wie 
auch juristische Personen bestellt werden, also auch 
Vereinigungen Volkseigener Betriebe und volkseigene 
Betriebe, die rechtlich selbständig sind.

4. Die Bestellung des Treuhänders ist im Handels­
register und, soweit ein Grundstück zu dem Vermögen 
gehört, das von der Treuhandschaft ergriffen wird, 
auch im Grundbuch zu vermerken. Ein Grundbuch­
amt hat die Eintragung im Grundbuch mit der Be­
gründung als inhaltlich unzulässig zurückgewiesen, 
daß der Vermerk der Eintragung der Treuhandschaft 
nur die persönlichen Rechtsbeziehungen zwischen 
einem dinglich Berechtigten und einem Dritten regele 
und deshalb für das Grundbuch bedeutungslos sei. 
Interessanterweise war es jedoch von seinem Argument 
der nur „persönlichen Rechtsbeziehungen“ offenbar 
nicht ganz überzeugt, denn sein Beschluß schließt mit 
dem Vermerk: „Das Grundbuchamt nimmt lediglich 
einen Bleistiftvermerk in die I. Abteilung des Grund­
buchs ... auf.“ Die rechtliche Bedeutung eines Blei­
stiftvermerks ist in der Grundbuchordnung nicht ge­
regelt, so daß mit einer solchen Maßnahme nichts ge­
wonnen ist. Es muß aber klargestellt werden, daß 
gegen die Eintragung der Bestellung eines Treu­
händers im Grundbuch keine Bedenken bestehen, daß 
sie im Gegenteil notwendig ist. Denn der mit der 
Bestellung erstrebte Zweck der Erhaltung der Pro­
duktionsstätte und damit der Produktionseinheit kann 
nur erreicht werden, wenn der Eigentümer außer­
stande gesetzt wird, über die Grundstücke zu ver­
fügen. Deshalb bedeutet die Anordnung der Treuhand­
verwaltung gleichzeitig ein relatives Veräußerungs­
verbot gegen den Eigentümer hinsichtlich der zum Be­
trieb gehörenden Produktionsmittel, das für Grund­
stücke nur durch die Eintragung der Treuhandschaft 
im Grundbuch wirksam werden kann (vgl. § 892 BGB). 
Hiervon geht z. B. auch § 22 Abs. 6 AusfBest aus, der 
die Eintragung des Treuhänders im Grundbuch aus­
drücklich vorsieht. Der Kommentar von Güthe-Triebel 
zur GBO nimmt zur Frage der Eintragung eines 
Treuhänders Stellung bei den Bestimmungen der §§ 70 
bis 72 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmen und Bauspar-
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